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1. Fragestellung 

Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages wurden gebeten, die Leistungen, die 
ehemalige Bundespräsidenten, Bundeskanzler und Bundestagspräsidenten sowie ihre 
Stellvertreter auf Grundlage der einschlägigen Rechtsvorschriften nach dem Ausscheiden aus 
ihrem jeweiligen Amt erhalten, darzulegen.  

2. Ehemalige Bundespräsidenten 

Der Bundespräsident ist das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland und 
protokollarisch ihr höchstes Verfassungsorgan, gehört jedoch nicht der Bundesregierung an. 

2.1. Versorgung 

Die Versorgung ehemaliger Bundespräsidenten ist im Gesetz über die Ruhebezüge des 
Bundespräsidenten (BPräsRuhebezG)1 geregelt. Scheidet der Bundespräsident mit Ablauf seiner 
Amtszeit oder vorher aus politischen oder gesundheitlichen Gründen aus seinem Amt aus, erhält 
er gemäß § 1 BPräsRuhebezG einen lebenslangen Ehrensold in Höhe der Amtsbezüge mit 
Ausnahme der Aufwandsgelder. Ruhegehalt und ruhegehaltsähnliche Ansprüche aus anderen 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen werden angerechnet.  

Gemäß § 2 BPräsRuhebezG erhalten die Hinterbliebenen eines ehemaligen Bundespräsidenten, 
dem zur Zeit seines Todes Bezüge nach § 1 BPräsRuhebezG zustanden, für die auf den 
Sterbemonat folgenden drei Monate den Ehrensold als Sterbegeld und sodann ein aus dem 
Ehrensold berechnetes Witwen- und Waisengeld. 

Darüber hinaus ordnet § 4 BPräsRuhebezG die sinngemäße Anwendung der 
versorgungsrechtlichen Vorschriften für Bundesbeamte an, soweit sich aus den §§ 1 bis 3 
BPräsRuhebezG nichts anderes ergibt. Dementsprechend haben ehemalige Bundespräsidenten 
Anspruch auf Beteiligung an Krankheitskosten. 

2.2. Ausstattung 

Auf darüberhinausgehende Sach- oder Geldleistungen haben ehemalige Bundespräsidenten 
keinen gesetzlich verankerten Rechtsanspruch. Jedoch werden im Bundeshaushalt jährlich die 
Kosten für ein bzw. zwei Mitarbeiter für ehemalige Bundespräsidenten bereitgestellt.2 Zudem 
stehen ehemaligen Bundespräsidenten Büroräume sowie ein Dienstfahrzeug und ein Fahrer zur 
Verfügung.3 

 

1 Gesetz über die Ruhebezüge des Bundespräsidenten (BPräsRuhebezG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 1100-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Art. 15 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 05.02.2009 (BGBl. I S. 160). 

2 Bundeshaushaltsplan 2024, Einzelplan 01, Kapitel 0103, Übersicht der ku- und kw-Vermerke zu Titel 422 01 (S. 
29) und 428 01 (S. 30). 

3 Hebeler/Kersten/Lindner, Handbuch Besoldungsrecht, 1. Auflage 2015, § 1 Rn. 37. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bpr_sruhebezg/BPr%C3%A4sRuhebezG.pdf
https://bundeshaushalt.de/static/daten/2024/soll/epl01.pdf
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2.3. Stellvertretung 

Gemäß Art. 57 Grundgesetz (GG)4 werden die Befugnisse des Bundespräsidenten im Falle seiner 
Verhinderung oder bei vorzeitiger Erledigung des Amtes durch den Präsidenten des Bundesrates 
wahrgenommen. Dieser nimmt jedoch nur vorübergehend die Funktionen des 
Bundespräsidenten wahr; das Amt des Vizebundespräsidenten gibt es nicht.5 Mithin entstehen 
aus der Wahrnehmung dieser Aufgaben auch keine Ansprüche auf Versorgung oder Ausstattung.  

3. Ehemalige Präsidenten und Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages 

Der Präsident des Deutschen Bundestages ist Vorsitzender des Bundesparlaments. Er hat 
mehrere Stellvertreter, die Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages. 

3.1. Versorgung 

Ehemalige Bundestagspräsidenten und Bundestagsvizepräsidenten haben nach Beendigung ihrer 
Amtszeit – da diese Ämter nur von Abgeordneten bekleidet werden können – wie jedes 
ehemalige Mitglied des Deutschen Bundestages Anspruch auf Versorgung. Dies ist im Gesetz 
über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz - 
AbgG)6 geregelt.  

3.1.1. Abgeordnetenversorgung 

Gemäß § 18 AbgG erhalten ehemalige Mitglieder mit einer Mitgliedschaft von mindestens einem 
Jahr nach ihrem Ausscheiden ein Übergangsgeld. Es wird in Höhe der 
Abgeordnetenentschädigung nach § 11 Abs. 1 AbgG für jedes Jahr der Mitgliedschaft einen 
Monat lang geleistet, höchstens jedoch für die Dauer von 18 Monaten. Im Rahmen dieser 
Berechnung gilt eine Mitgliedschaft von mehr als einem halben Jahr als volles Jahr. 

Zudem erhalten ehemalige Mitglieder gemäß § 19 Abs. 1 AbgG nach ihrem Ausscheiden eine 
Altersentschädigung, wenn sie das 67. Lebensjahr vollendet und dem Deutschen Bundestag für 
mindestens ein Jahr angehört haben (Mindestmitgliedszeit). Die Altersgrenze wird gemäß § 19 
Abs. 2 AbgG je nach Geburtsjahr des ehemaligen Mitgliedes angepasst.  

Die Höhe der Altersentschädigung ist in § 20 AbgG geregelt. Sie bemisst sich nach der 
monatlichen Abgeordnetenentschädigung (§ 11 Abs. 1 AbgG). Der Steigerungssatz beträgt vom 
1. Januar 2008 an für jedes Jahr der Mitgliedschaft je 2,5 Prozent der 
Abgeordnetenentschädigung. Der Höchstbemessungssatz beträgt 65 Prozent der 

 

4 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (Grundgesetz - GG in englischer Fassung) in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 19.12.2022 (BGBl. I S. 2478).  

5 Pieper, in: Epping/Hillgruber, BeckOK Grundgesetz, 56. Edition, Stand: 15.08.2023, Art. 57 Rn. 1. 

6 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz - AbgG in 
englischer Fassung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.02.1996 (BGBl. I S. 326), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 08.10.2021 (BGBl. I S. 4650).  

https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_gg/englisch_gg.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_abgg/englisch_abgg.pdf
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Abgeordnetenentschädigung. Im Rahmen dieser Berechnung gilt erneut eine Mitgliedschaft von 
mehr als einem halben Jahr als volles Jahr.  

Sofern ehemalige Mitglieder die Mindestmitgliedszeit im Deutschen Bundestag nicht erfüllen 
und daher keinen Anspruch auf Altersentschädigung erworben haben, erhalten sie auf Antrag 
eine Versorgungsabfindung (§ 23 AbgG). Die Höhe ergibt sich aus dem Höchstbeitrag zur 
gesetzlichen Rentenversicherung für jeden angefangenen Monat der Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag zuzüglich eines Aufschlags von 20 Prozent. 

Stirbt ein ehemaliges Bundestagsmitglied, so erhalten die Hinterbliebenen finanzielle Leistungen 
in Form des Überbrückungsgeldes nach § 24 AbgG, der Hinterbliebenenversorgung nach § 25 
AbgG oder des Sterbegeldes nach § 26 Abs. 1 AbgG i.V.m. § 18 Beamtenversorgungsgesetz 
(BeamtVG)7. 

3.1.2. Besonderheiten der Versorgung ehemaliger Präsidenten und Vizepräsidenten des 
Deutschen Bundestages 

Während ihrer Amtszeit erhalten Präsidenten des Deutschen Bundestages zusätzlich zu der 
monatlichen Entschädigung, die ihnen aufgrund ihrer Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag 
zusteht, gemäß § 11 Abs. 2 AbgG eine Amtszulage in gleicher Höhe. Bundestagsvizepräsidenten 
wird neben ihrer monatlichen Abgeordnetenentschädigung eine Amtszulage in Höhe der Hälfte 
dieser Entschädigung gewährt. Gemäß § 20 Satz 4 AbgG wird die Zeit der Wahrnehmung der 
Ämter des Präsidenten und der Vizepräsidenten der Berechnung der Altersentschädigung mit der 
Abgeordnetenentschädigung nach § 11 Abs. 1 einschließlich der Amtszulage zugrunde gelegt. 
Dabei gilt eine Amtswahrnehmung von mehr einem halben Jahr als volles Jahr (vgl. § 20 Satz 5, § 
18 Abs. 1 Satz 4 AbgG). 

3.2. Ausstattung 

Die Ausstattung ehemaliger Mitglieder des Präsidiums ist gesetzlich zwar nicht geregelt, jedoch 
ist seit 2012 im jährlichen Haushaltsgesetz in einem Haushaltsvermerk vorgesehen, dass an 
ehemalige Mitglieder des Präsidiums des Deutschen Bundestages Leistungen zur Wahrnehmung 
nachwirkender Aufgaben aus dem früheren Amt gezahlt werden können.8 Diese Leistungen sind 
jeweils auf einen Zeitraum von bis zu vier Jahren nach dem Ausscheiden aus dem Präsidium 
begrenzt. Ehemalige Vizepräsidenten erhalten die Leistungen für vier Jahre, wenn sie mindestens 
vier Jahre oder eine Wahlperiode im Amt waren. Die zeitliche Begrenzung für ehemalige 
Präsidenten erhöht sich um die Dauer ihrer Amtszeit. 

 

7 Gesetz über die Versorgung der Beamten und Richter des Bundes (Beamtenversorgungsgesetz - BeamtVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 150), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 
22.01.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 17). 

8 Bundeshaushaltsplan 2024, Einzelplan 02, Kapitel 0212, Haushaltsvermerk Nr. 3 zu den Ausgaben (S. 13). Siehe 
zur Personalausstattung Haushaltsvermerk Nr. 1 zu Titel 428 01 (S. 50) sowie ku- und kw-Vermerk zu Titel 428 
01 (S. 52 f.). 

https://www.gesetze-im-internet.de/beamtvg/BeamtVG.pdf
https://bundeshaushalt.de/static/daten/2024/soll/epl02.pdf
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Zur Konkretisierung des Ausstattungsumfangs beschloss das Präsidium des Deutschen 
Bundestages im September 2021 einen Leistungskatalog.9 Demnach erhalten ehemalige 
Präsidiumsmitglieder Büroräume entsprechend der Ausstattung eines Mitgliedes des Deutschen 
Bundestages sowie einen Mitarbeiter. Sachleistungen für den Büro- und Geschäftsbedarf werden 
erstattet. Ferner sind sie berechtigt, die Dienstfahrzeuge des Deutschen Bundestages zu nutzen. 
Zudem verfügen sie über eine Freifahrtberechtigung der Verkehrsmittel der Deutschen Bahn 
AG. Weiterhin haben sie Zugang zum Postaustausch, zum Archiv, zur Bibliothek und zu den 
Wissenschaftlichen Diensten des Deutschen Bundestages und können zwei Zeitungen nach Wahl 
abonnieren. 
 
4. Ehemalige Bundeskanzler 

Der Bundeskanzler ist der Regierungschef der Bundesrepublik, er bildet zusammen mit den 
Bundesministern die Bundesregierung. 

4.1. Versorgung 

Der Bundeskanzler bildet während seiner Amtszeit gemeinsam mit den Bundesministern die 
Bundesregierung. Gemäß § 13 Abs. 1 Bundesministergesetz (BMinG)10 erhalten die Mitglieder der 
Bundesregierung und ihre Hinterbliebenen nach Beendigung des Amtsverhältnisses Versorgung 
nach den Vorschriften der §§ 14 bis 17 BMinG. Soweit Einzelzeiten zur Versorgung nicht im 
Bundesministergesetz geregelt sind, finden gemäß § 13 Abs. 2 BMinG die für Bundesbeamte 
geltenden versorgungsrechtlichen Regelungen sinngemäß Anwendung.  

Zunächst haben ehemalige Bundeskanzler Anspruch auf Übergangsgeld. Dieses ist im 
Wesentlichen in § 14 Abs. 1 bis Abs. 3 BMinG geregelt: 

  (1) Ein ehemaliges Mitglied der Bundesregierung erhält von dem Zeitpunkt an, in dem seine 
Amtsbezüge aufhören, Übergangsgeld. 

  (2) Das Übergangsgeld wird für die gleiche Anzahl von Monaten gezahlt, für die der 
Berechtigte ohne Unterbrechung Amtsbezüge als Mitglied der Bundesregierung erhalten hat, 
jedoch mindestens für sechs Monate und höchstens für zwei Jahre. Treffen Übergangsgeld 
und Ruhegehalt nach § 15 BMinG oder § 17 BMinG zusammen, wird das Übergangsgeld um 
das Ruhegehalt gemindert, bevor auf das Übergangsgeld und das Ruhegehalt sonstige 
Anrechnungs- und Ruhensvorschriften angewandt werden.  

 

9 Bundesrechnungshof, Abschließende Mitteilung an die Verwaltung des Deutschen Bundestages über die 
Prüfung der Versorgung und Ausstattung der ehemaligen Bundespräsidenten, Bundeskanzler und 
Bundestagspräsidenten, Teilprüfung: Bundestagspräsidenten vom 19.04.2022, I 3 - 2018 - 0659 (S. 12). 

10 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Bundesregierung (Bundesministergesetz - BMinG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27.07.1971 (BGBl. I S. 1166), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 
22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 414).  

https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2022/versorgung-ehemalige-bundestagspraesidenten-volltext.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/bming/BMinG.pdf
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  (3) Als Übergangsgeld werden gewährt 
1. für die ersten drei Monate das Amtsgehalt und der Ortszuschlag in voller Höhe,11 
2. für den Rest der Bezugsdauer die Hälfte dieser Bezüge.  
Das Übergangsgeld wird monatlich im voraus gezahlt. 

  […]12 

Ferner haben ehemalige Bundeskanzler einen Anspruch auf Ruhegehalt (§ 15 BminG). Die 
wesentlichen Regelungen in § 15 BMinG lauten: 

  (1) Ein ehemaliges Mitglied der Bundesregierung hat von dem Zeitpunkt an, in dem die 
Amtsbezüge aufhören, Anspruch auf Ruhegehalt, wenn es der Bundesregierung mindestens 
vier Jahre angehört hat […]. 

  […] 

  (3) Der Anspruch auf Ruhegehalt ruht bis zum Ende des Monats, in dem 
1. die für Beamte geltende Regelaltersgrenze erreicht oder 
2. das Ruhegehalt auf Antrag vorzeitig ab Vollendung des 60. Lebensjahres in Anspruch 
genommen wird. Das Ruhegehalt beträgt nach Vollendung einer Amtszeit von vier Jahren 
27,74 vom Hundert des Amtsgehalts und des Ortszuschlags. Es steigt mit jedem weiteren 
Amtsjahr um 2,39167 vom Hundert bis zum Höchstsatz von 71,75 vom Hundert. In den 
Fällen des Satzes 1 Nr. 2 vermindert sich das Ruhegehalt um 3,6 vom Hundert für jedes Jahr, 
um das das ehemalige Mitglied der Bundesregierung das Ruhegehalt vor Ende des Monats, in 
dem es die für Beamte geltende Regelaltersgrenze erreicht, vorzeitig in Anspruch nimmt. Die 
Minderung des Ruhegehalts darf 14,4 vom Hundert nicht überschreiten. 

  (3a) Ein ehemaliges Mitglied der Bundesregierung, das die Voraussetzung des Absatzes 1 
nicht erfüllt, wird auf Antrag in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch13 über die Nachversicherung für die Dauer seiner Amtszeit 
nachversichert. Dies gilt nicht, wenn und soweit die Amtszeit in einer öffentlich-rechtlichen 
Versicherung oder in einer Versorgung nach dienstrechtlichen Grundsätzen berücksichtigt ist 
oder berücksichtigt wird. 

  (4) […] Bei der Berechnung der Amtszeit nach Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 gilt ein Rest von mehr 
als zweihundertdreiundsiebzig Tagen als volles Amtsjahr. 

 

11 Das Amtsgehalt und der Ortszuschlag sind in § 11 BMinG geregelt. 

12 Auslassung durch Verf. 

13 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19.02.2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 408).  

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_6/SGB_6.pdf
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  […]14 

Die Hinterbliebenen eines ehemaligen Mitgliedes der Bundesregierung erhalten 
Hinterbliebenenversorgung (§ 16 BMinG) und Überbrückungsgeld (§ 16a BMinG). 

Bezugsgrößen für die Berechnung des Übergangsgeldes sowie des Ruhegehalts sind gemäß §§ 14, 
15 BminG das dem Bundeskanzler während seiner Amtszeit zustehende monatliche Amtsgehalt 
und der Ortszuschlag. Das Amtsgehalt des Bundeskanzlers beträgt gemäß § 11 Abs. 1 Buchst. a 
BminG einzweidrittel des Grundgehalts der Besoldungsgruppe B 11 einschließlich zum 
Grundgehalt allgemein gewährter Zulagen. Der Bundeskanzler erhält gemäß § 11 Abs. 1 Buchst. b 
BMinG außerdem einen Ortszuschlag in Höhe von eineindrittel des in der Besoldungsgruppe B 
11 zustehenden Ortszuschlags. 

4.2. Ausstattung 

Die Ausstattung ehemaliger Bundeskanzler ergibt sich ebenso wie die der ehemaligen 
Bundespräsidenten und Bundestagspräsidenten ausschließlich aus der Bereitstellung der 
Finanzmittel im Bundeshaushalt. Ehemalige Bundeskanzler erhalten demnach Büroräume und 
Personal sowie ein Dienstfahrzeug und einen Fahrer.15 Die Büroräume stellen die jeweiligen 
Bundestagsfraktionen aus ihrem Fraktionskontigent zur Verfügung.16 Die Leistungen werden 
grundsätzlich auf Lebenszeit gewährt.  

Zudem kann den ehemaligen Mitgliedern der Bundesregierung und ihren Familienangehörigen 
gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a, Satz 2 Bundeskriminalamtgesetz (BKAG)17 
Personenschutz gewährt werden. 

4.3. Stellvertretung 

Der Bundeskanzler ernennt gemäß Art. 69 Abs. 1 GG einen Bundesminister zu seinem 
Stellvertreter. Dieser wird regelmäßig als Vizekanzler bezeichnet, hat jedoch keine 
Sonderstellung und findet auch keine gesetzliche Erwähnung. Auch für ihn gelten die für 
ehemalige Mitglieder der Bundesregierung einschlägigen Vorschriften.  

*** 

 

14 Auslassung durch Verf. 

15 Siehe zur Personalausstattung Bundeshaushaltsplan 2024, Einzelplan 04, Kapitel 0412, Übersicht der ku- und 
kw-Vermerke zu Titel 422 01 und 428 01 (S. 139). 

16 Bundesrechnungshof, Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages nach § 88 Abs. 2 BHO 
über die Versorgung und Ausstattung der ehemaligen Bundespräsidenten, Bundeskanzler und 
Bundestagspräsidenten, Teilprüfung: Bundeskanzler vom 18.09.2018, I 3 - 2012 - 0778 (S. 14). 

17 Gesetz über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in 
kriminalpolizeilichen Angelegenheiten (Bundeskriminalamtgesetz - BKAG) vom 01.06.2018 (BGBl. I S. 1354; 
2019 I S. 400), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 19.12.2022 (BGBl. I S. 2632; 2023 I Nr. 60).  

https://bundeshaushalt.de/static/daten/2024/soll/epl04.pdf
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2018/versorgung-und-ausstattung-ehem-bundeskanzler-volltext.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/bkag_2018/BKAG.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/bkag_2018/BKAG.pdf
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